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• Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Aus diesem Verfahrensschritt gingen im Zeitraum vom 18.10.2021 bis einschließlich 19.11.2021 keine Stellungnahmen hervor. 

• Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie 

der Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

Aus diesem Verfahrensschritt gingen folgende Stellungnahmen hervor; alle übrigen beteiligten Stellen haben keine Stellungnahmen abgegeben. 

Nr. Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange Schreiben vom ...  Abwägungsrelevante Anregungen 

1 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, 

Koblenz 

vom 09.11.2021 Siehe unten 

2 Kreisverwaltung Bad Kreuznach  vom 09.11.2021 Siehe unten 

3 Landesbetrieb Mobilität, Bad Kreuznach vom 11.11.2021 Siehe unten 

4 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie vom 21.10.2021 Siehe unten 

5 Deutsche Bahn AG vom 30.11.2021 Siehe unten 

6 Verbandsgemeindewerke der VG Langenlonsheim-Stromberg vom 18.10.2021 Siehe unten 

7 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Bad Kreuznach vom 03.11.2021 – 

8 Landesforsten Rheinland-Pfalz, Forstamt Soonwald vom 05.11.2021 – 

9 Verbandsgemeinde Rhein-Nahe vom 18.11.2021 – 

10 Vodafone GmbH  vom 08.11.2021 – 

11 Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e.V. vom 15.11.2021 – 

12 Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Rheinhessen-Nahe-Hunsrück vom 21.10.2021 – 

13 Amprion GmbH vom 26.10.2021 – 

14 Hunsrückvererein vom 20.10.2021 – 

15 RMR Rhein-Main-Rohrleitungsgesellschaft mbH vom 08.11.2021 – 

16 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Gewerbeaufsicht, Koblenz vom 17.11.2021 – 

17 Stadtverwaltung Ingelheim vom 21.10.2021 – 
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Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB  

Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

1.1 SGD Nord, 

RegioWAB 

Allgemeine Wasserwirtschaft / Starkregenvorsorge 

Verweis auf Stellungnahme vom 27.09.2021 zum Vorhabenbezo-

genen Bebauungsplan.  

Darin sind alle fachlich relevanten Punkte genannt. Unter der 

Maßgabe, dass die darin genannten Punkte berücksichtigt wer-

den, kann der Änderung des FNP zugestimmt werden. 

Auf folgenden Punkt weise ich hin: In der Planzeichnung wird ein 

20-m-Bereich zum Guldenbach dargestellt. Dieser Bereich be-

zieht sich auf die geplanten gewässerökologischen Maßnahmen 

und den von baulichen Anlagen, Auffüllungen etc. freizuhalten-

den Bereich entlang des Guldenbaches. 

Die Planung erfolgt in enger Abstimmung mit der Oberen 

und Unteren Wasserbehörde um den Belangen des Hoch-

wasserschutzes sowie des Gewässerschutzes hinreichend 

Rechnung zu tragen. Die in der Stellungnahme vom 

27.09.2021 aufgeführten Hinweise sind vom Vorhabenträ-

ger auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung der Stadt 

Stromberg zu beachten und werden in diesem Verfahren in 

die Abwägung gestellt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich. 
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Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

2.1 Kreisver-

waltung  

Untere Landesplanungsbehörde: 

Verweis auf Landesplanerische Stellungnahme, die gesondert 

zugestellt wurde und mit Schreiben vom 03.02.2022 am gleichen 

Tag bei der Verwaltung eingegangen ist. 

Es werden Hinweise gegeben zu: 

- Vorbehaltsgebiet Grundwasserschutz (G) 

- Vorbehaltsgebiet Freizeit, Erholung und Landschaftsbild 

- Vorranggebiet Regionaler Biotopverbund 

- Bahnstrecke und Überplanung von Bahnflächen gemäß Stel-

lungnahme der Deutschen Bahn (siehe auch wortgleiche 

Stellungnahme Nr. 5) 

- Landesstraße L 424 gemäß Stellungnahme des LBM (siehe 

auch wortgleiche Stellungnahme Nr. 3) 

„Unter Zugrundelegung der vorgenannten Aspekte kann einer 

Änderung des FNP aus landes- und regionalplanerischer Sicht 

zugestimmt werden. Wir bitten um eine entsprechende Würdi-

gung der genannten Aspekte in den weiteren Bauleitplanverfah-

ren.“ 

 

Die in der landesplanerischen Stellungnahme aufgeführten 

Aspekte hinsichtlich der regionalplanerischen Vorgaben zu 

Vorrang- und Vorbehaltsgebieten werden – sofern sie nicht 

bereits berücksichtigt wurden – in der Begründung zum Flä-

chennutzungsplan aufgegriffen und entsprechend gewür-

digt. 

Die verkehrlichen Aspekte der Deutschen Bahn und des 

LBM werden in enger Abstimmung mit dem Vorhabenträger 

auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung geregelt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich – 

mit Ausnahme der Geltungsbereichsanpassung (siehe Stel-

lungnahme der Deutschen Bahn – Nr. 5) kein weiterer Re-

gelungsbedarf. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kein Beschluss erforderlich.   
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Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

2.2  Untere Naturschutzbehörde:  

Verweis auf Stellungnahme zum Vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan:  

keine grundsätzlichen Bedenken, sofern die noch fehlenden Unterlagen, 

wie Umweltbericht und abschließende Artenschutzprüfung, keine negati-

ven Ergebnisse zutage fördern. 

Die Kompensationsmaßnahmen sind ebenfalls bis zur Offenlage zu er-

mitteln und festzusetzen. 

Sowohl auf Ebene der Flächennutzungsplanung als auch 

auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wurde ein Um-

weltbericht erstellt. Die Umweltberichte wurden gemäß den 

Vorgaben der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB erstellt 

und beinhalten u.a. neben einer Bestandsbeschreibung und 

-bewertung eine Auswirkungsprognose sowie eine Darstel-

lung der Maßnahmen, mit denen die Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft vermieden bzw. minimiert wer-

den. Beide Umweltberichte werden in den jeweiligen Ver-

fahren gemäß den Vorgaben des BauGB der Offenlage zu-

geführt. 

Auf Ebene des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

wurde eine Artenschutzrechtliche Prüfung erstellt, das Gut-

achten wird auf Ebene des Vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans der Offenlage zugeführt.  

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  

2.3  Untere Wasserbehörde  

Verweis auf Stellungnahme zum Vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan. 

Die Planung erfolgt in enger Abstimmung mit der Oberen 

und Unteren Wasserbehörde um den Belangen des Hoch-

wasserschutzes sowie des Gewässerschutzes hinreichend 

Rechnung zu tragen. Die in der Stellungnahme aufgeführ-

ten Hinweise sind von der Stadt Stromberg als Träger der 

Bauleitplanung und dem Vorhabenträger zu beachten und 

werden in diesem Verfahren in die Abwägung gestellt. 

Die gesetzes- und richtlinien-konforme, möglichst natur-

nahe Oberflächenwasserbewirtschaftung ist – in Abstim-

mung mit der Unteren Wasserbehörde – im Rahmen der 

Bebauungsplanung (und konkret dann ohnehin in einem 

notwendigen wasserrechtlichen Verfahren) zu sichern. 

Auch die dazu seitens der Einwenderin vorgetragene Stel-

lungnahme ist auf diesen Ebenen zu berücksichtigen. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  
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Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

2.4  Untere Denkmalschutzbehörde  

Hinweis auf die Denkmalzone "Ehem. Bannmühle". Gegen den 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Tauchturm" bestehen je-

doch keine grundsätzlichen denkmalschutzrechtlichen Beden-

ken. 

Im weiteren Verlauf sollte die Sanierung des denkmalgeschütz-

ten Bestandes in einem städtebaulichen Vertrag verpflichtend 

festgeschrieben werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Städtebauli-

che Verträge sind kein Instrument der vorbereitenden Bau-

leitplanung, sondern allenfalls der verbindlichen Bauleitpla-

nung.  

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  

2.5  Brandschutzstelle 

Keine Bedenken, Hinweise zu: 

• Ausgestaltung von Verkehrsflächen, 

• brandschutzrechtliche Normen und zur 

• Löschwasserversorgung  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen sind jedoch 

kein Regelungsgegenstand der vorbereitenden Bauleitpla-

nung.  

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  



Änderung des Flächennutzungsplans der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg Teilbereich ehemalige Verbandsgemeinde Stromberg zur Ausweisung Seite 6 von 9 
einer Sonderbaufläche in Stromberg (Tauchturm) – Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  Stand: 19.11.2024 

Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

3.0 LBM Der Flächennutzungsplanänderung wird zugestimmt, sofern im 

Bebauungsplanverfahren Einvernehmen über alle offenen 

Punkte erzielt wird 

  

3.1  Hinweis, dass bei der Aufstellung der geplanten Photovoltaikmo-

dule eine Blendbeeinträchtigung des fließenden Verkehrs auszu-

schließen ist. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Da der Flä-

chennutzungsplan lediglich die beabsichtigte Bodennutzung 

im Verbandsgemeindegebiet darstellt und im Plangebiet 

keine Flächen für die Nutzung erneuerbarer Energien dar-

gestellt werden, ergibt sich auf Ebene der vorbereitenden 

Bauleitplanung sich kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  

3.2  Hinweis, dass die Straßenentwässerungseinrichtungen nicht mit-

benutzt werden dürfen und die Standsicherheit der L242 gewähr-

leistet sein muss. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ist auf Aus-

führungsebene zu beachten. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  

3.3  Hinweis, dass dem Straßenbaulastträger keine Nachteile bezüg-

lich Lärmschutzmaßnahmen entstehen dürfen. 

Die Hinweise zu den ggf. erforderlichen Lärmschutzmaß-

nahmen werden zur Kenntnis genommen, sind jedoch nicht 

Regelungsgegenstand der vorbereitenden Bauleitplanung 

und werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung be-

achtet. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  
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Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

4 Generaldi-

rektion 

Kulturelles 

Erbe, Lan-

desarchäo-

logie 

Aus dem betroffenen Areal sind bislang keine archäologischen 

Funde oder Befunde bekannt geworden; ein Vorhandensein 

kann aber deswegen nicht ausgeschlossen werden. Falls bei 

Erdarbeiten archäologische Befunde angetroffen würden, müss-

ten diese vor ihrer Zerstörung von uns wissenschaftlich doku-

mentiert und ausgegraben werden, wobei ggf. das Verursacher-

prinzip gemäß § 21 Denkmalschutzgesetz RLP zum Tragen 

käme. 

Da ein Flächennutzungsplan allenfalls Baurecht schaffende 

Planungen vorbereitet, aber keine direkten Auswirkungen 

nach sich zieht, sind die Hinweise auf Ausführungsebene 

zu beachten. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich.  
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Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

5.1 Deutsche 

Bahn AG 

Bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgenden Bedingungen 

und Hinweise bestehen keine grundsätzlichen Bedenken: 

  

  Überplanung von planfestgestellten Betriebsanlagen der Eisen-

bahn: Gemarkung Stromberg, Flur 6, Flurstück 141/32 

 

Der Geltungsbereich sei entsprechend anzupassen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt und das Grundstück aus 

dem Geltungsbereich genommen. 

Das Flurstück 141/32 auf 

Gemarkung Stromberg, Flur 

6 wird aus dem Geltungsbe-

reich genommen. 

Abstimmungsergebnis:  

VERBANDSGEMEINDERAT:  

Ja:  

Nein:  

Enthaltungen: 

5.2  Der Bahnübergang ist im jetzigen Zustand planfestgestellt und 

hat Bestandsschutz. Eine Änderung ist mit der DB Netz AG ab-

zustimmen. 

Die Hinweise sind bekannt und werden auf Vorhabenebene 

berücksichtigt. Die Abstimmungen mit der DB Netz AG, 

dem Vorhabenträger sowie dem beauftragten Straßenfach-

planer laufen bereits auf Vorhabenebene seit dem Jahre 

2020. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt 

sich kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich. 

5.3  Hinweise zu  

• Abstandsflächen 

• Bauarbeiten 

• Abbrucharbeiten 

• Bepflanzungen von Grundstücken zur Gleisseite 

• Kabel und Leitungen 

• Einfriedungen 

• Dach-, Oberflächen und sonstige Abwässer 

• Immissionen 

• Betreten der Bahnanlagen 

• Haftungspflichten 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, sind jedoch 

kein Regelungsgegenstand der vorbereitenden Bauleitpla-

nung. Diese sind vom Vorhabenträger auf Ebene des vor-

habenbezogenen Bebauungsplans zu beachten. Auf Ebene 

der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer 

Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich. 
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Nr. Einwen-

der 

Anregungen / Einwände Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

6 Verbands-

gemeinde-

werke 

Anhand der vorliegenden Unterlagen ist eine ordnungsgemäße 

Abwasserbeseitigung nicht sichergestellt, demzufolge ist ein Nut-

zungskonzept mit detaillierter Darstellung des voraussichtlich an-

fallenden Abwasseraufkommen sowie der Abwasserart vorzule-

gen.  

Zusätzlich ist ein Sicherheitskonzept zum Umgang mit dem Was-

ser aus dem Tauchturm im Havariefall vorzulegen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Da ein Flä-

chennutzungsplan die beabsichtigte Bodennutzung im Ver-

bandsgemeindegebiet darstellt, aber keine direkten Auswir-

kungen nach sich zieht, sind die Hinweise auf Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung zu beachten. 

Die gesetzes- und richtlinien-konforme, möglichst natur-

nahe Oberflächenwasserbewirtschaftung ist – in Abstim-

mung mit den zuständigen Wasserbehörden und dem Trä-

ger der Abwasserentsorgung – im Rahmen der Bebauungs-

planung (und konkret dann ohnehin in einem notwendigen 

wasserrechtlichen Verfahren) zu sichern.  

Das Sicherheitskonzept wurde zwischenzeitlich erstellt und 

abgestimmt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ergibt sich 

kein weiterer Regelungsbedarf. 

Kein Beschluss erforderlich. 

  


